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AUS DEM STADTRAT

In der Woche vom 24. Februar bis 28. Februar 2020 tagen folgen-
de Ausschüsse, Beiräte und Bezirksvertretungen

Donnerstag, 27. Februar 2020
17.00 Uhr	 Betriebsausschuss Zentrales Gebäudemanagement, 	
	 Rathaus

BEKANNTMACHUNGEN

STEUERN WAREN FÄLLIG
Die Grundbesitzabgaben, die Gewerbe- und die Zweitwohnungs-
steuer für die Monate Januar, Februar und März und die 1. Hälfte 
der Hundesteuer wurden am 15.02.2020 fällig. Daran und an die 
Zahlung aller sonstigen nicht gestundeten Rückstände an Steu-
ern, Gebühren und Beiträgen sowie Abgaben, deren Vollziehung 
nicht ausgesetzt wurde, erinnert die Finanzbuchhaltung der 
Stadtverwaltung Krefeld.

Für Barzahlung stehen alle Banken, die Deutsche Post AG sowie 
alle Zweigstellen der vorgenannten Geldinstitute zur Verfügung. 
Man sollte unbedingt den bargeldlosen Zahlungsverkehr wählen 
und die Beträge unter Angabe des Kassenzeichens auf das Konto
DE84320500000000310003 bei der Sparkasse Krefeld, das Konto 
DE69360100430008682431 bei der Postbank Essen oder auf 
Konten der Finanzbuchhaltung Krefeld bei fast allen Krefelder 
Banken überweisen.

Die Finanzbuchhaltung empfiehlt als zeitgemäßen und ratio-
nellen Zahlungsverkehr die Teilnahme am SEPA-Lastschriftein-
zugsverfahren. Dabei braucht man keine Zahlungstermine zu 
überwachen und hilft der Stadt in den Bemühungen, die Verwal-
tungskosten zu senken.

Nähere Hinweise hierzu entnehmen Sie bitte der Internetveröf-
fentlichung mit dem dort abrufbaren Vordruck: 

http://www.krefeld.de/fb21 - Dienstleistung „Erteilung eines 
SEPA-Lastschriftmandats“.

Vorteile des SEPA-Lastschriftverfahrens:

•	 Die Einrichtung und Änderung von Daueraufträgen bzw. das 
Ausfüllen von Überweisungsaufträgen entfällt.

•	 Sie zahlen immer rechtzeitig den richtigen Betrag, auch wenn 
sich die Höhe der Forderung ändern sollte.

•	 Die Zahlung im Wege des SEPA-Lastschrifteinzugs gilt zum 
Fälligkeitstag als entrichtet, es können keine Mahngebühren 
oder Säumniszuschläge anfallen.

•	 Die Belastung Ihres Kontos erfolgt niemals vor dem Fällig-
keitstag der Forderung

•	 Sie können ab Belastungsdatum Ihres Kontos innerhalb von 
acht Wochen eine Wiedergutschrift bei Ihrer Bank verlangen, 
dies ist bei Daueraufträgen und Überweisungen nicht mög-
lich.

•	 Erstattungszahlungen an Sie erfolgen ohne weitere Formali-
täten auf das von Ihnen angegebene Konto.

Fällige Abgaben, die nicht am Fälligkeitstag den Konten der Fi-
nanzbuchhaltung gutgeschrieben sind, müssen nach den ge-
setzlichen Bestimmungen kostenpflichtig beigetrieben werden. 
Schecks sind ausschließlich an die Finanzbuchhaltung der Stadt-
verwaltung Krefeld zu adressieren und müssen bereits drei Werk-
tage vor Fälligkeit bei dieser eingegangen sein.

JAHRESABSCHLUSS 
DER HAFEN KREFELD GMBH & CO. KG
ZUM 31.12.2018
Die Gesellschafter der Hafen Krefeld GmbH & Co. KG haben, wie 
vom Aufsichtsrat in seiner Sitzung vom 12.06.2019 empfohlen, 
mit Umlaufbeschluss vom 08.07.2019 beschlossen, den Jahres-
abschluss der Hafen Krefeld GmbH & Co. KG zum 31.12.2018 fest-
zustellen und den Jahresüberschuss in Höhe von 1.342.870,45 € 
gemäß § 14 Abs. 2 des Gesellschaftervertrages der Hafen Krefeld 
GmbH & Co. KG mit den Verlustvortragskonten der Gesellschaf-
ter im Verhältnis ihrer Kommanditeinlage (Stadt Krefeld 51%: 
684.863,93 €, Neuss-Düsseldorfer Häfen GmbH & Co. KG 49 %: 
658.006,52 €) zu verrechnen.

Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen in den Geschäfts-
räumen der Hafen Krefeld GmbH & Co. KG,  Oberstraße 13, 47829 
Krefeld, zur Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 be-
auftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft RSM GmbH, Krefeld, 
hat am 07. Mai 2019 folgenden uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt:

„Prüfungsurteile
Wir haben den Jahresabschluss der Hafen Krefeld GmbH & Co. 
KG - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2018 und der 
Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Janu-
ar bis zum 31. Dezember 2018 sowie dem Anhang, einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
- geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Hafen 
Krefeld GmbH & Co. KG für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2018 geprüft.
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wortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern 
dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegen-
stehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die 
sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden 
deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um 
ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lage-
bericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rech-
nungslegungsprozesses zur Aufstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlan-
gen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – 
beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen 
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurtei-
le zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage 
dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirt-
schaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus 
und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

•	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – 
beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen 
im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prü-
fungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie er-
langen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, 
um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risi-
ko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße 
betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außer-
kraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

•	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des 
Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und 
den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrun-

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnisse

•	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesent-
lichen Belangen den deutschen, für haftungsbeschränkte 
Personenhandelsgesellschaften geltenden handelsrechtli-
chen Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen 
des Gesellschaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezem-
ber 2018 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar bis zum 31. Dezember 2018 und

•	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen wesentli-
chen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung 
zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der 
vom Institut für Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. 
Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen 
ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Be-
stätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deut-
schen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und 
haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Überein-
stimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffas-
sung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichts-
rats für den Jahresabschluss und den Lagebericht
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung 
des Jahresabschlusses, der den deutschen, für haftungsbe-
schränkte Personenhandelsgesellschaften geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen 
des Gesellschaftsvertrags in allen wesentlichen Belangen ent-
spricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die inter-
nen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig be-
stimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen 
Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft 
zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusam-
menhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern 
einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verant-
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gen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, 
die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, je-
doch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 
dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben.

•	 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie 
die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden 
Angaben.

•	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des 
von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachwei-
se, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit 
Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit be-
steht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe-
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unan-
gemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizie-
ren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage 
der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenhei-
ten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

•	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den 
Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben 
sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jah-
resabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

•	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jah-
resabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm 
vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens.

•	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen 
Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im 
Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-
fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den 
zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertre-
tern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und 
beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorien-
tierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu 
den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es 
besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künfti-
ge Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Anga-
ben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung 
sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwai-
ger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer 
Prüfung feststellen.“

Krefeld, den 05.02.2020
Die Geschäftsführung
Christoph Carnol
Elisabeth Lehnen 

JAHRESABSCHLUSS DER HAFEN KREFELD 
VERWALTUNGS GMBH
ZUM 31.12.2018
Die Gesellschafter der Hafen Krefeld Verwaltungs GmbH haben 
mit Umlaufbeschluss vom 08.07.2019 den Jahresabschluss der 
Hafen Krefeld Verwaltungs GmbH zum 31.12.2018 festgestellt 
und beschlossen, den Gewinn in Höhe von 1.050,00 € an die 
Gesellschafter im Verhältnis ihrer  Beteiligung am Stammkapital 
(Stadt Krefeld 51 %:  535,50 €, Neuss-Düsseldorfer Häfen GmbH 
& Co. KG 49 % : 514,50 € ) auszuzahlen.

Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen in den Ge-
schäftsräumen der Hafen Krefeld Verwaltungs GmbH, Oberstraße 
13, 47829 Krefeld, zur Einsichtnahme aus.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 be-
auftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft RSM GmbH, Krefeld, 
hat am 07. Mai 2019 folgenden uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt:

„Prüfungsurteile
Wir haben den Jahresabschluss der Hafen Krefeld Verwaltungs 
GmbH - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2018 und 
der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 sowie dem Anhang, ein-
schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht 
der Hafen Krefeld Verwaltungs GmbH für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnisse
•	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentli-

chen Belangen den deutschen, für Kapitalgesellschaften gel-
tenden handelsrechtlichen Vorschriften sowie den ergänzen-
den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags und vermittelt 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesell-
schaft zum 31. Dezember 2018 sowie ihrer Ertragslage für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 und

•	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen wesentli-
chen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung 
zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der 
vom Institut für Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. 
Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsät-
zen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von 
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den 
deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschrif-
ten und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind 
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könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage 
dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirt-
schaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus 
und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus
•	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – 

beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellun-
gen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und füh-
ren Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch 
sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und ge-
eignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu 
dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Un-
richtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, 
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführen-
de Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrol-
len beinhalten können.

•	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des 
Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und 
den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrun-
gen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, 
die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, je-
doch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 
dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben.

•	 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie 
die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden 
Angaben.

•	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des 
von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachwei-
se, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit 
Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit be-
steht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe-
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unan-
gemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizie-
ren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage 
der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenhei-
ten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

•	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den 
Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben 
sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jah-
resabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

•	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jah-
resabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm 
vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens.

•	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen 
Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im 

der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresab-
schluss und den Lagebericht
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung 
des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaf-
ten geltenden handelsrechtlichen Vorschriften sowie den ergän-
zenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags in allen wesent-
lichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 
vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deut-
schen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder un-
beabsichtigten – falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen 
Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weite-
ren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang 
mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlä-
gig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf 
der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tat-
sächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen we-
sentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, 
den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar-
stellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Über-
einstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen 
Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichts
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlan-
gen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – 
beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen 
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurtei-
le zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 
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Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-
fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den 
zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurtei-
len die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Anga-
ben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil 
zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde 
liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein er-
hebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung 
sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwai-
ger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer 
Prüfung feststellen.“

Krefeld, den 05.02.2020
Die Geschäftsführung
Christoph Carnol
Elisabeth Lehnen

BEZIRKSREGIERUNG DÜSSELDORF
BEKANNTMACHUNG
Die diesjährige Deichschau im Stadtgebiet Krefeld gemäß § 95 III 
des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landes-
wassergesetz – LWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
25. Juni 1995, neu gefasst durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 
2016 findet an folgendem Termin statt:

25.03.2020	 Stadt Krefeld
Beginn:	 10:00 Uhr
Treffpunkt:	 Deichtor Uerdingen. Rheinstrom-km 764,6 li. Ufer.

18.09.2020	 Deichverband Friemersheim
Beginn:	 08:00 Uhr
Treffpunkt: Rheinbrücke A42 Ecke Rheindeichstraße / Hegentweg

Die Deichschau ist grundsätzlich nicht öffentlich. Die Teilnah-
meberechtigung ist in § 95 II LWG geregelt. Die Bezirksregierung 
Düsseldorf kann weitere Teilnehmer zulassen.

Der Termin wird hiermit gemäß § 95 III 1, II 2 LWG ortsüblich öf-
fentlich bekannt gemacht.

Düsseldorf, 05.02.2020
Im Auftrag
gezeichnet
Guido Gohres

FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER 
ÖFFENTLICHKEIT AN DER BAULEITPLANUNG
Die Stadt Krefeld beabsichtigt die Aufstellung des Bebauungs-
planes Nr. 832 – Dohmenstraße / südlich Kütterweg – sowie die 
Neudarstellung des Flächennutzungsplanes im Bereich Dohmen-
straße / Kütterweg / Kütterheide.

Gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der zurzeit gülti-
gen Fassung ist die Öffentlichkeit möglichst frühzeitig über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, sich wesentlich 
unterscheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder Ent-
wicklung des Gebietes in Betracht kommen, und die voraussicht-

lichen Auswirkungen der Planung öffentlich zu unterrichten; ihr 
ist Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben.

Die Unterrichtung und Erörterung erfolgt in der Zeit

vom 28. Februar 2020 bis einschließlich 13. März 2020

beim Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, Fachbereich Stadt- 
und Verkehrsplanung, Parkstraße 10, 47829 Krefeld, Zimmer 323,

montag- bis freitagvormittags 	 von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr,
montag- bis mittwochnachmittags	von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr,
donnerstagnachmittags 	 von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr. 

Der Fachbereich Stadt- und Verkehrsplanung ist durch den Regio-
nalexpress RE 42 und die Regionalbahnen RB 33 / 35 (Haltestelle 
Krefeld-Uerdingen Bf), die Straßenbahnlinie 043 und die Buslini-
en 054, 058, 831, 927 und 941 (Haltestelle Uerdingen Bf) sowie 
die Buslinien 058 und 059 (Haltestelle Querstraße) erreichbar.

Der Planentwurf sowie die wesentlichen Ziele der Planung sind 
innerhalb des o. g. Zeitraumes auch im Internet unter www.kre-
feld.de/bauleitplanverfahren abrufbar.

Äußerungen zur Planung können auch nach dem vorgenannten 
Anhörungszeitraum innerhalb einer Woche beim Fachbereich 
Stadt- und Verkehrsplanung, Parkstraße 10, 47829 Krefeld, Zim-
mer 323, vorgebracht werden.

Bei gleichlautenden Eingaben (Unterschriftenlisten, vervielfältig-
te gleichlautende Texte, etc.) wird um die Benennung desjenigen 
gebeten, der die gemeinschaftlichen Interessen vertritt.

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grund-
lage von § 3 Baugesetzbuch (BauGB). Weitere Informationen 
entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Datenschutzrechtliche Hin-
weise nach Art. 13 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) für 
Bauleitplanverfahren der Stadt Krefeld“.

Zur besseren Orientierung ist das Plangebiet in einem Kartenaus-
schnitt dargestellt.

Krefeld, den 13. Februar 2020
Doris Nottebohm
Bezirksvorsteherin
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EINLEITENDER BESCHLUSS ZUR 
AUFSTELLUNG DES BEBAUUNGSPLANES 
NR. 833 – ALTE GLADBACHER STRAßE / 
ÖSTLICH TACKHEIDE – 
Der Rat der Stadt Krefeld hat in seiner Sitzung am 06.02.2020 
beschlossen:

 1. Gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), in 
der derzeit gültigen Fassung, wird für den Bereich östlich der 
Siedlung Tackheide, der begrenzt wird 

	 −	 im Norden durch Bundesbahnstrecke bzw. Kleingärten, 

	 −	 im Westen durch die rückwärtigen Grenzen der durch die 
Straße Tackheide erschlossenen Grundstücke bzw. die 
Straße Tackheide und 

	 −	 im Osten durch eine Betriebsbahnstrecke 

	 ein Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplanes einge-
leitet. 

	 Die genaue Abgrenzung des künftigen Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes ergibt sich aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Plan. 

	 Der Bebauungsplan erhält die Bezeichnung: 
	 Bebauungsplan Nr. 833 – Alte Gladbacher Straße / östlich 

Tackheide –

2.	 Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 
833 sollen alle gefassten Beschlüsse des folgenden Bebau-
ungsplanes aufgehoben werden: 

	 −	 Bebauungsplan Nr. 281 – südlich Alte Gladbacher Straße 
zwischen Tackheide und Bundesbahn – 

3.	 In der Prioritätenliste zur Bearbeitung von Bebauungsplan-
verfahren der Stadt Krefeld wird der Bebauungsplan Nr. 833 – 
Alte Gladbacher Straße / östlich Tackheide – neu auf Rang 16 
platziert. Die bisher auf Rang 16 und nachfolgend gesetzten 
Planverfahren werden um einen Rang auf der Prioritätenliste 
nach hinten versetzt. 

Übereinstimmungsbestätigung
Es wird hiermit gemäß § 2 Abs. 3 der Verordnung über die öffent-
liche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekannt-
machungsverordnung - BekanntmVO) in der zurzeit gültigen Fas-
sung bestätigt, dass der Wortlaut des Beschlusstextes mit dem 
Beschluss des Rates der Stadt Krefeld vom 06.02.2020 überein-
stimmt und dass gemäß § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren 
worden ist. 

Die öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses zur Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 833 – Alte Gladbacher Straße / 
östlich Tackheide wird gemäß § 4 BekanntmVO in Verbindung 
mit der Hauptsatzung der Stadt Krefeld im Krefelder Amtsblatt 
hiermit angeordnet.

Bekanntmachungsanordnung
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Satz 
2 des Baugesetzbuches (BauGB) in der zurzeit gültigen Fassung 
in Verbindung mit § 52 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zurzeit gültigen 
Fassung  und § 2 Abs. 4 Nr. 1 BekanntmVO öffentlich bekannt 
gemacht.

Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 BekanntmVO i. V. m. § 7 Abs. 6 GO NRW 
wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Beschlüsse nach 
Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b)	 der Beschluss ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden,

c)	 der Oberbürgermeister hat die Beschlüsse des Rates vorher 
beanstandet oder

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 
Krefeld vorher gerügt und dabei ist die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.

Der zu diesem Beschluss gehörende Plan, aus dem der Geltungs-
bereich des zukünftigen Bebauungsplanes hervorgeht, liegt vom 
Tage der Bekanntmachung an beim Oberbürgermeister der Stadt 
Krefeld, Fachbereich Stadt- und Verkehrsplanung, Parkstraße 10, 
Zimmer 323,

montag- bis freitagvormittags 	 von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr,
montag- bis mittwochnachmittags	von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr,
donnerstagnachmittags 	 von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr. 

für jedermann zur Einsicht bereit.

Zur besseren Orientierung ist das Plangebiet in einem Kartenaus-
schnitt dargestellt:

 Krefeld, den 17. Februar 2020
Der Oberbürgermeister
Frank Meyer
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FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER 
ÖFFENTLICHKEIT AN DER BAULEITPLANUNG
Die Stadt Krefeld beabsichtigt die Aufstellung des Bebauungs-
planes Nr. 835 – südlich Mevissenstraße -. 

Gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der zurzeit gül-
tigen Fassung ist die Öffentlichkeit möglichst frühzeitig über 
die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, sich wesent-
lich unterscheidende Lösungen, die für die Neugestaltung 
oder Entwicklung des Gebietes in Betracht kommen, und die 
voraussichtlichen Auswirkungen der Planung öffentlich zu un-
terrichten; ihr ist Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu 
geben.

Die Unterrichtung und Erörterung erfolgt in der Zeit

vom 28.02.2020 bis einschließlich 13.03.2020

beim Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, Fachbereich Stadt- 
und Verkehrsplanung, Parkstraße 10, 47829 Krefeld, Zimmer 323,

montag- bis freitagvormittags 	 von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr,
montag- bis mittwochnachmittags	von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr,
donnerstagnachmittags 	 von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr. 

Der Fachbereich Stadt- und Verkehrsplanung ist durch den Regio-
nalexpress RE 42 und die Regionalbahnen RB 33 / 35 (Haltestelle 
Krefeld-Uerdingen Bf), die Straßenbahnlinie 043 und die Buslini-
en 054, 058, 831, 927 und 941 (Haltestelle Uerdingen Bf) sowie 
die Buslinien 058 und 059 (Haltestelle Querstraße) erreichbar.
Der Planentwurf sowie die wesentlichen Ziele der Planung sind 
innerhalb des o. g. Zeitraumes auch im Internet unter 
www.krefeld.de/bauleitplanverfahren abrufbar.

Äußerungen zur Planung können auch nach dem vorgenannten 
Anhörungszeitraum innerhalb einer Woche beim Fachbereich 
Stadt- und Verkehrsplanung, Parkstraße 10, 47829 Krefeld, Zim-
mer 323, vorgebracht werden.

Bei gleichlautenden Eingaben (Unterschriftenlisten, vervielfältig-
te gleichlautende Texte, etc.) wird um die Benennung desjenigen 
gebeten, der die gemeinschaftlichen Interessen vertritt.

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grund-
lage von § 3 Baugesetzbuch (BauGB). Weitere Informationen 
entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Datenschutzrechtliche Hin-
weise nach Art. 13 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) für 
Bauleitplanverfahren der Stadt Krefeld“.

Zur besseren Orientierung ist das Plangebiet in einem Kartenaus-
schnitt dargestellt.

Krefeld, den 17. Februar 2020
Sayhan Yilmaz
Bezirksvorsteher

EINLEITENDER BESCHLUSS ZUR 
AUFSTELLUNG DES BEBAUUNGSPLANES 
NR. 836 – ÖSTLICH ELFRATHER SEE, 
SÜDLICH ASBERGER STRAßE – 
Der Rat der Stadt Krefeld hat in seiner Sitzung am 06.02.2020 
beschlossen:

 1.	 Gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), bekannt gemacht 
am 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), in der derzeit gültigen Fas-
sung, wird für den Bereich östlich Elfrather See, südlich As-
berger Straße, der begrenzt wird 

	 - im Norden durch die Asberger Straße, 

	 - im Westen durch die Regattastrecke des Elfrather Sees,

	 - im Süden durch die Nordseite des Badesees am Elfrather See,

	 - im Osten durch die Parkstraße 

	 ein Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplanes eingeleitet.

	 Die genaue Abgrenzung des künftigen Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes ergibt sich aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Plan. 

	 Der Bebauungsplan erhält die Bezeichnung: 
	 Bebauungsplan Nr. 836 – östlich Elfrather See, südlich As-

berger Straße – 

2.	 Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplans sollen folgende Be-
bauungspläne inner-halb des Geltungsbereiches des Bebau-
ungsplans Nr. 836 außer Kraft gesetzt werden: 

	 Bebauungsplan Nr. 366 – 
	 Tageserholungsstätte „Unten im Bruch“ – 
	 Bebauungsplan Nr. 416 – 
	 Tageserholungsstätte „Unten im Bruch“ – 
	 Bebauungsplan Nr. 454 – Beiderseits Viertelsheide – 

3. 	 In der Prioritätenliste zur Bearbeitung von Bebauungsplan-
verfahren der Stadt Krefeld wird der Bebauungsplan Nr. 836 
– östlich Elfrather See, südlich Asberger Straße – neu auf 
Rang 21 platziert. Die bisher auf Rang 21 und nachfolgend 
gesetzten Planverfahren wer den um einen Rang auf der Prio-
ritätenliste nach hinten versetzt.

Übereinstimmungsbestätigung
Es wird hiermit gemäß § 2 Abs. 3 der Verordnung über die öffentliche 
Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung - BekanntmVO) in der zurzeit gültigen Fassung bestätigt, 
dass der Wortlaut des Beschlusstextes mit dem Beschluss des Rates 
der Stadt Krefeld vom 06.02.2020 übereinstimmt und dass gemäß § 
2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren worden ist. 

Die öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 836 – östlich Elfrather See, südlich As-
berger Straße – wird gemäß § 4 BekanntmVO in Verbindung mit 
der Hauptsatzung der Stadt Krefeld im Krefelder Amtsblatt hier-
mit angeordnet.
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Bekanntmachungsanordnung
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 
des Baugesetzbuches (BauGB) in der zurzeit gültigen Fassung in 
Verbindung mit § 52 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zurzeit gültigen Fassung  
und § 2 Abs. 4 Nr. 1 BekanntmVO öffentlich bekannt gemacht.

Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 BekanntmVO i. V. m. § 7 Abs. 6 GO NRW wird 
darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen beim Zustandekommen dieser Beschlüsse nach Ablauf 
eines Jahres nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b)	 der Beschluss ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden,

c)	 der Oberbürgermeister hat die Beschlüsse des Rates vorher 
beanstandet oder

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Kre-
feld vorher gerügt und dabei ist die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Der zu diesem Beschluss gehörende Plan, aus dem der Geltungs-
bereich des zukünftigen Bebauungsplanes hervorgeht, liegt vom 
Tage der Bekanntmachung an beim Oberbürgermeister der Stadt 
Krefeld, Fachbereich Stadt- und Verkehrsplanung, Parkstraße 10, 
Zimmer 322,

montag- bis freitagvormittags	 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr
montag- bis mittwochnachmittags	 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstagnachmittags		  14.00 Uhr bis 17.30 Uhr

für jedermann zur Einsicht bereit.

Zur besseren Orientierung ist das Plangebiet in einem Kartenaus-
schnitt dargestellt:

 Krefeld, den 17. Februar 2020
Der Oberbürgermeister
Frank Meyer

EINLEITENDER BESCHLUSS ZUR 
AUFSTELLUNG DES BEBAUUNGSPLANES 
NR. 838 – KREFELDER STRAßE SÜDLICH 
HÜLSER MARKT UND WESTLICH 
TÖNISBERGER STRAßE –
Der Rat der Stadt Krefeld hat in seiner Sitzung am 06.02.2020 
beschlossen:

1.	 Gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), in der 
derzeit gültigen Fassung, wird für den Bereich Krefelder Stra-
ße südlich Hülser Markt und westlich Tönisberger Straße, der 
begrenzt wird 

	 -	 im Norden durch die St. Huberter Landstraße, 
	 -	 im Süden durch die Josefstraße, 
	 -	 im Westen durch die Doeckelstraße und Bonhoefferstraße, 
	 -	 im Osten durch die Tönisberger Straße und den Hülser 	

	 Markt sowie 
	 -	 im Westen und Osten der Krefelder Straße entsprechend 	

	 den Abgrenzungen des zentralen Versorgungsbereiches 

	 ein Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplanes einge-
leitet.

	 Die genaue Abgrenzung des künftigen Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes ergibt sich aus dem zu diesem Beschluss 
gehörenden Plan. 

	 Der Bebauungsplan erhält die Bezeichnung: 
	 Bebauungsplan Nr. 838 - Krefelder Straße südlich Hülser 

Markt und westlich Tönisberger Straße -. 

2.	 In der Prioritätenliste zur Bearbeitung von Bebauungsplan-
verfahren der Stadt Krefeld wird der Bebauungsplan Nr. 838 
Krefelder Straße / südlich Hülser Markt / westlich Tönisber-
ger Straße neu auf Rang 45 platziert. Die bisher auf Rang 45 
und nachfolgend gesetzten Planverfahren werden um einen 
Rang auf der Prioritätenliste nach hinten versetzt.

Übereinstimmungsbestätigung
Es wird hiermit gemäß § 2 Abs. 3 der Verordnung über die öffent-
liche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekannt-
machungsverordnung - BekanntmVO) in der zurzeit gültigen Fas-
sung bestätigt, dass der Wortlaut des Beschlusstextes mit dem 
Beschluss des Rates der Stadt Krefeld vom 06.02.2020 überein-
stimmt und dass gemäß § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmVO verfahren 
worden ist. 

Die öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses zur Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 838 - Krefelder Straße südlich 
Hülser Markt und westlich Tönisberger Straße - wird gemäß § 4 
BekanntmVO in Verbindung mit der Hauptsatzung der Stadt Kre-
feld im Krefelder Amtsblatt hiermit angeordnet.

Bekanntmachungsanordnung
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 2 Abs. 1 Satz 
2 des Baugesetzbuches (BauGB) in der zurzeit gültigen Fassung 
in Verbindung mit § 52 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zurzeit gültigen 
Fassung  und § 2 Abs. 4 Nr. 1 BekanntmVO öffentlich bekannt 
gemacht.

Gemäß § 2 Abs. 4 Nr. 3 BekanntmVO i. V. m. § 7 Abs. 6 GO NRW 
wird darauf hingewie-sen, dass eine Verletzung von Verfahrens- 
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oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Beschlüsse nach 
Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b)	 der Beschluss ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden,

c)	 der Oberbürgermeister hat die Beschlüsse des Rates vorher 
beanstandet oder

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 
Krefeld vorher gerügt und dabei ist die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.

Der zu diesem Beschluss gehörende Plan, aus dem der Geltungs-
bereich des zukünftigen Bebauungsplanes hervorgeht, liegt vom 
Tage der Bekanntmachung an beim Oberbürgermeister der Stadt 
Krefeld, Fachbereich Stadt- und Verkehrsplanung, Parkstraße 10, 
Zimmer 324,

montag- bis freitagvormittags	 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr
montag- bis mittwochnachmittags	 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstagnachmittags		  14.00 Uhr bis 17.30 Uhr

für jedermann zur Einsicht bereit.

Zur besseren Orientierung ist das Plangebiet in einem Kartenaus-
schnitt dargestellt:

 Krefeld, den 17. Februar 2020
Der Oberbürgermeister
Frank Meyer

AUFSTELLUNG UND ÖFFENTLICHE 
AUSLEGUNG DES BEBAUUNGSPLANES 
NR. 816 – BETRIEBSHOF NEUER WEG – 
I.	 Aufstellung

Der Rat der Stadt Krefeld hat in seiner Sitzung am 06.02.2020 
beschlossen:

1. 	 Gemäß § 2 des Baugesetzbuches (BauGB), bekannt gemacht 
am 03.11.2017 (BGBl. I. S. 3634) in der derzeit gültigen Fas-
sung, wird für den Bereich des Betriebshofs Neuer Weg ein 
Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB 
aufgestellt. Der Geltungsbereich ist der Planurkunde zu ent-
nehmen. Der Plan erhält die Bezeichnung: Bebauungsplan 
Nr. 816 – Betriebshof Neuer Weg – 

2. 	 Über die bei der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung ge-
mäß § 3 Abs. 1 BauGB und der Beteiligung der Behörden vor-
getragenen Stellungnahmen wird im Sinne der Begründung 
zur Vorlage entschieden. 

3. 	 Der Begründung zum Entwurf des v. g. Bebauungsplanes (An-
lage zur Vorlage Nr. 8064/19) wird zugestimmt. 

4. 	 Der Entwurf des v. g. Bebauungsplanes wird mit der Begrün-
dung und den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbe-
zogenen Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich 
ausgelegt. Wichtige Gründe zur Verlängerung der Offenlage-
Dauer um einen angemessenen Zeitraum (§ 3 Abs. 2 Satz 1 
BauGB) liegen nicht vor. 

5. 	 Mit dem Inkrafttreten des in Rede stehenden Bebauungspla-
nes treten die ihm entgegen stehenden früher getroffenen 
Festsetzungen außer Kraft. Insbesondere treten außer Kraft die 
Festsetzungen des rechtskräftigen Fluchtlinienplans − Nr. 151 
– Westparkstraße - Von-Steuben-Straße - Tenderingstraße - 
Neuer Weg - Schroersstraße – soweit diese den Geltungsbe-
reich des zukünftigen Bebauungsplanes Nr. 816 betreffen.

 Krefeld, den 17. Februar 2020
Der Oberbürgermeister
Frank Meyer

II.	 Öffentliche Auslegung
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 816 – Betriebshof Neuer 
Weg – liegt mit der Begründung und den wesentlichen bereits 
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen in der Zeit

vom 28. Februar 2020 bis einschließlich 30. März 2020

montag- bis freitagvormittags	 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr
montag- bis mittwochnachmittags	 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstagnachmittags		  14.00 Uhr bis 17.30 Uhr

beim Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, Fachbereich Stadt- 
und Verkehrsplanung, Parkstraße 10, Zimmer 323, zu jedermanns 
Einsicht öffentlich aus.

Der Fachbereich Stadt- und Verkehrsplanung ist durch den Regio-
nalexpress RE 42 und die Regionalbahnen RB 33 / 35 (Haltestelle 
Krefeld-Uerdingen Bf), die Straßenbahnlinie 043 und die Buslini-
en 054, 058, 831, 927 und 941 (Haltestelle Uerdingen Bf) sowie 
die Buslinien 058 und 059 (Haltestelle Querstraße) erreichbar.

Während des Offenlagezeitraumes sind der Planentwurf mit Be-
gründung (einschließlich Umweltbericht) und die wesentlichen, 
bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen im In-
ternet unter www.krefeld.de/bauleitplanverfahren abrufbar.
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Innerhalb der Auslegungsfrist können Stellungnahmen vorgebracht 
werden. Bei gleichlautenden Eingaben (Unterschriftenlisten, verviel-
fältigte gleichlautende Texte, etc.) wird um die Benennung desjeni-
gen gebeten, der die gemeinschaftlichen Interessen vertritt.

Es wird darauf hingewiesen, dass nicht innerhalb der Offenle-
gungsfrist abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bebauungsplan gemäß § 4a Abs. 6 BauGB unberück-
sichtigt bleiben können, sofern die Stadt Krefeld deren Inhalt nicht 
kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist. 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grund-
lage von § 3 Baugesetzbuch (BauGB). Weitere Informationen 
entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Datenschutzrechtliche Hin-
weise nach Art. 13 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) für 
Bauleitplanverfahren der Stadt Krefeld“.

Gemäß § 13a BauGB besteht die Möglichkeit, Bebauungspläne 
der Innenentwicklung unter folgenden Voraussetzungen im be-
schleunigten Verfahren aufzustellen:

-	 der Bebauungsplan muss der Wiedernutzbarmachung von 
Flächen, der Nachverdichtung oder anderen Maßnahmen der 
Innenentwicklung dienen,

-	 die Größe der zulässigen Grundfläche darf 20.000 m² nicht 
überschreiten (im Einzelfall bis 70.000 m²) und

-	 es darf keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung oder nach Landesrecht bestehen,

-	 es dürfen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von 
Gebieten nach der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) 
und / oder Vogelschutzrichtlinie bestehen.

Da diese Vorgaben des § 13a BauGB eingehalten sind, wird der 
Bebauungsplan Nr. 816 – Betriebshof Neuer Weg – als Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren 
aufgestellt. Es wird von der Umweltprüfung, von Maßnahmen 
der Umweltüberwachung, vom Umweltbericht, von der Angabe 
über verfügbare umweltbezogene Informationen sowie von der 
zusammenfassenden Erklärung abgesehen.

Das Plangebiet des Bebauungsplanes ist zur besseren Informati-
on in einem Kartenausschnitt dargestellt.

 Krefeld, den 18. Februar 2020
Der Oberbürgermeister
In Vertretung
Marcus Beyer
Beigeordneter

AUFSTELLUNG UND ÖFFENTLICHE 
AUSLEGUNG DES VORHABENBEZOGENEN 
BEBAUUNGSPLANES NR. 800 (V) 
– ALTE FEUERWACHE FLORASTRAßE –
I. 	 Aufstellung

Der Rat der Stadt Krefeld hat in seiner Sitzung am 06.02.2020 
beschlossen:

1.	 Gemäß § 2 des Baugesetzbuches (BauGB), bekannt gemacht 
am 03.11.2017 (BGBl. I. S. 3634) in der derzeit gültigen Fas-
sung, wird in dem Bereich der Alten Feuerwache Florastraße, 
zwischen Freiligrathstraße und der Straße An der Elisabe-
thkirche, ein Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß 
§ 13a BauGB aufgestellt. Der Geltungsbereich ist der Planur-
kunde zu entnehmen. 

	 Der Plan erhält die Bezeichnung: vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan Nr. 800 (V) – Alte Feuerwache Florastraße –. Mit 
diesem Beschluss wird das Verfahren zum Bebauungsplan 
Nr. 800 auf das Verfahren eines vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans umgestellt. 

2.	 Über die bei der Beteiligung der Behörden vorgetragenen 
Stellungnahmen wird im Sinne der Begründung zur Vorlage 
entschieden. 

3.	 Der Begründung zum Entwurf des v. g. Bebauungsplanes (An-
lage 2 zur Vorlage Nr. 8042/19) wird zugestimmt. 

4.	 Der Entwurf des v. g. Bebauungsplanes wird mit der Begrün-
dung und den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbe-
zogenen Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich 
ausgelegt. 

 Krefeld, den 17. Februar 2020
Der Oberbürgermeister
Frank Meyer

II. 	 Öffentliche Auslegung
Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 800 
(V) – Alte Feuerwache Florastraße – liegt mit der Begründung und 
den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stel-
lungnahmen in der Zeit

vom 28. Februar 2020 bis einschließlich 30.März 2020

montag- bis freitagvormittags	 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr
montag- bis mittwochnachmittags	 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstagnachmittags		  14.00 Uhr bis 17.30 Uhr

beim Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, Fachbereich Stadt – 
und Verkehrsplanung, Parkstraße 10, Zimmer 321, zu jedermanns 
Einsicht öffentlich aus.

Der Fachbereich Stadt- und Verkehrsplanung ist durch den Re-
gionalexpress RE 42 und die Regionalbahnen RB 33 / 35 (Halte-
stelle Krefeld-Uerdingen Bf), die Straßenbahnlinie 043 und die 
Buslinien 054, 058, 831, 927 und 941 (Haltestelle Uerdingen 



75. Jahrgang Nummer 8 | Donnerstag, 20. Februar 2020  Seite 65

STADT KREFELD | PRESSE UND KOMMUNIKATION | TELEFON 0 21 51 86 14 02 | FAX 86 14 10 | MAIL: NACHRICHTEN@KREFELD.DE

K R E F E L D E R  A M T S B L A T T

AUFSTELLUNG UND ÖFFENTLICHE 
AUSLEGUNG DES BEBAUUNGSPLANES 
NR.  818 – NÖRDLICH UERDINGER STRAßE 
ZWISCHEN GROTENBURGSTRAßE UND ROTT 
I.	 Aufstellung

Der Rat der Stadt Krefeld hat in seiner Sitzung am 06.02.2020 
beschlossen:

1.	 Gemäß § 2 des Baugesetzbuches (BauGB), in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I. S. 3634), in 
der derzeit gültigen Fassung, wird für den Bereich ein Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB aufge-
stellt. Der Geltungsbereich ist der Planurkunde zu entneh-
men. Der Plan erhält die Bezeichnung: Bebauungsplan Nr. 
818 – nördlich Uerdinger Straße zwischen Grotenburgstraße 
und Rott – 

2.	 Über die bei der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung ge-
mäß § 3 Abs. 1 BauGB und der Beteiligung der Behörden vor-
getragenen Stellungnahmen wird im Sinne der Begründung 
zur Vorlage entschieden. 

3.	 Der Begründung zum Entwurf des v. g. Bebauungsplanes (An-
lage zur Vorlage Nr. 8081/19) wird zugestimmt. 

4.	 Der Entwurf des v. g. Bebauungsplanes wird mit der Begrün-
dung und den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbe-
zogenen Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich 

Bf) sowie die Buslinien 058 und 059 (Haltestelle Querstraße) 
erreichbar.

Während des Offenlagezeitraumes sind der Planentwurf mit 
Begründung (einschließlich Umweltbericht) und die wesent-
lichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnah-
men im Internet unter www.krefeld.de/bauleitplanverfahren 
abrufbar.

Innerhalb der Auslegungsfrist können Stellungnahmen vorge-
bracht werden. Bei gleichlautenden Eingaben (Unterschriftenlis-
ten, vervielfältigte gleichlautende Texte, etc.) wird um die Benen-
nung desjenigen gebeten, der die gemeinschaftlichen Interessen 
vertritt.

Es wird darauf hingewiesen, dass nicht innerhalb der Offenle-
gungsfrist abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfas-
sung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan gemäß § 4a 
Abs. 6 BauGB unberücksichtigt bleiben können, sofern die Stadt 
Krefeld deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen 
und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist.

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grund-
lage von § 3 Baugesetzbuch (BauGB). Weitere Informationen 
entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Datenschutzrechtliche Hin-
weise nach Art. 13 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) für 
Bauleitplanverfahren der Stadt Krefeld“.

Gemäß § 13a BauGB besteht die Möglichkeit, Bebauungspläne 
der Innenentwicklung unter folgenden Voraussetzungen im be-
schleunigten Verfahren aufzustellen:

-	 der Bebauungsplan muss der Wiedernutzbarmachung von 
Flächen, der Nachverdichtung oder anderen Maßnahmen der 
Innenentwicklung dienen,

-	 die Größe der zulässigen Grundfläche darf 20.000 m² nicht 
überschreiten (im Einzelfall bis 70.000 m²) und

-	 es darf keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung oder nach Landesrecht bestehen,

-	 es dürfen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von 
Gebieten nach der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) 
und / oder Vogelschutzrichtlinie bestehen.

Da diese Vorgaben des § 13a BauGB eingehalten sind, wird der 
vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 800 (V) – Alte Feuerwa-
che Florastraße – als Bebauungsplan der Innenentwicklung im 
beschleunigten Verfahren aufgestellt. Es wird von der Umwelt-
prüfung, von Maßnahmen der Umweltüberwachung, vom Um-
weltbericht, von der Angabe über verfügbare umweltbezogene 
Informationen sowie von der zusammenfassenden Erklärung 
abgesehen. Ferner wurde keine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteili-
gung nach § 3 Abs. 1 BauGB durchgeführt. 

Das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist 
zur besseren Information in einem Kartenausschnitt darge-
stellt.

 Krefeld, den 18. Februar 2020
Der Oberbürgermeister
In Vertretung
Marcus Beyer
Beigeordneter
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ausgelegt. Wichtige Gründe zur Verlängerung der Offenlage-
Dauer um einen angemessenen Zeitraum (§ 3 Abs. 2 Satz 1 
BauGB) liegen nicht vor. 

5.	 Mit dem Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 818 – nörd-
lich Uerdinger Straße zwischen Grotenburgstraße und Rott – 
treten die ihm entgegen stehenden, früher getroffenen 
Festsetzungen innerhalb seines Geltungsbereiches außer 
Kraft. Insbesondere treten außer Kraft die Festsetzungen des 
rechtskräftigen Fluchtlinienplanes 

-	 Nr. 457 – Grotenburgstraße von Uerdinger Straße - Germania-
straße –, rechtskräftig seit dem 02.05.1932.

 Krefeld, den 17. Februar 2020
Der Oberbürgermeister
Frank Meyer

II.	 Öffentliche Auslegung
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 818 – nördlich Uerdin-
ger Straße zwischen Grotenburgstraße und Rott – liegt mit der 
Begründung und den wesentlichen bereits vorliegenden um-
weltbezogenen Stellungnahmen in der Zeit

vom 28. Februar 2020 bis einschließlich 30. März 2020

montag- bis freitagvormittags	 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr
montag- bis mittwochnachmittags	 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstagnachmittags		  14.00 Uhr bis 17.30 Uhr

beim Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, Fachbereich Stadt- 
und Verkehrsplanung, Parkstraße 10, Zimmer 326, zu jeder-
manns Einsicht öffentlich aus.

Der Fachbereich Stadt- und Verkehrsplanung ist durch den 
Regionalexpress RE 42 und die Regionalbahnen RB 33 / 35 
(Haltestelle Krefeld-Uerdingen Bf), die Straßenbahnlinie 043 
und die Buslinien 054, 058, 831, 927 und 941 (Haltestelle Uer-
dingen Bf) sowie die Buslinien 058 und 059 (Haltestelle Quer-
straße) erreichbar.

Während des Offenlagezeitraumes sind der Planentwurf mit 
Begründung (einschließlich Umweltbericht) und die wesent-
lichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnah-
men im Internet unter www.krefeld.de/bauleitplanverfahren 
abrufbar.

Innerhalb der Auslegungsfrist können Stellungnahmen vorge-
bracht werden. Bei gleichlautenden Eingaben (Unterschriften-
listen, vervielfältigte gleichlautende Texte, etc.) wird um die 
Benennung desjenigen gebeten, der die gemeinschaftlichen 
Interessen vertritt.

Es wird darauf hingewiesen, dass nicht innerhalb der Offenle-
gungsfrist abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfas-
sung über den Bebauungsplan gemäß § 4a Abs. 6 BauGB un-
berücksichtigt bleiben können, sofern die Stadt Krefeld deren 
Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren 
Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von 
Bedeutung ist. 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grund-
lage von § 3 Baugesetz-buch (BauGB). Weitere Informationen 
entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Datenschutzrechtliche 
Hinweise nach Art. 13 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 
für Bauleitplanverfahren der Stadt Krefeld“.

Gemäß § 13a BauGB besteht die Möglichkeit, Bebauungsplä-
ne der Innenentwicklung unter folgenden Voraussetzungen im 
beschleunigten Verfahren aufzustellen:

-	 der Bebauungsplan muss der Wiedernutzbarmachung von 
Flächen, der Nachverdichtung oder anderen Maßnahmen der 
Innenentwicklung dienen,

-	 die Größe der zulässigen Grundfläche darf 20.000 m² nicht 
überschreiten (im Einzelfall bis 70.000 m²) und

-	 es darf keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung oder nach Landesrecht bestehen,

-	 es dürfen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von 
Gebieten nach der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) 
und / oder Vogelschutzrichtlinie bestehen.

Da diese Vorgaben des § 13a BauGB eingehalten sind, wird der 
Bebauungsplan Nr. 818 – nördlich Uerdinger Straße zwischen 
Grotenburgstraße und Rott – als Bebauungsplan der Innenent-
wicklung im beschleunigten Verfahren aufgestellt. Es wird von 
der Umweltprüfung, von Maßnahmen der Umweltüberwachung, 
vom Umweltbericht, von der Angabe über verfügbare umweltbe-
zogene Informationen sowie von der zusammenfassenden Erklä-
rung abgesehen.

Das Plangebiet des Bebauungsplanes ist zur besseren Infor-
mation in einem Kartenausschnitt dargestellt.

Krefeld, den 18. Februar 2020
Der Oberbürgermeister
In Vertretung
Marcus Beyer
Beigeordneter
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INKRAFTTRETEN DER 45. VEREINFACHTEN 
ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES 
NR. 158/I, TEIL 2 – FORSTWALD – 
IM BEREICH PLÜCKERTZSTRAßE 198
Bekanntmachungsanordnung des Oberbürgermeisters vom 
17. Februar 2020

Der Rat der Stadt Krefeld hat in seiner Sitzung am 06.02.2020 
beschlossen:

a)	 Der Bebauungsplan Nr. 158/I, Teil 2 – Forstwald – wird im 
vereinfachten Verfahren gemäß § 13 Baugesetzbuch (BauGB) 
gemäß Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) in 
der derzeit gültigen Fassung nach Maßgabe der 45. verein-
fachten Änderung geändert. 

b) 	 Die 45. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
158/I, Teil 2 – Forstwald – wird gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in 
Verbindung mit § 41 Abs. 1 Buchst. g) der Ge-meindeordnung 
für das Land Nordrhein- Westfalen (GO) gemäß Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) in der derzeit gülti-
gen Fassung als Satzung beschlossen. 

c) 	 Der Begründung zur 45. vereinfachten Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 158/I, Teil 2 – Forstwald – gemäß § 9 Abs. 8 
BauGB wird zugestimmt.

Übereinstimmungsbestätigung
Es wird hiermit bestätigt, dass der Wortlaut des Beschlusstex-
tes mit dem Dringlichkeitsbeschluss vom 05.07.2016 überein-
stimmt. 

Die öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 809 – südlich Neue Ritterstraße – wird 
gemäß § 4 BekanntmVO in Verbindung mit der Hauptsatzung der 
Stadt Krefeld im Krefelder Amtsblatt hiermit angeordnet.

Bekanntmachungsanordnung
Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der derzeit gültigen Fassung in 
Verbindung mit § 52 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der derzeit gültigen Fassung  
und § 2 Abs. 4 Nr. 1 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) 
öffentlich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan wurde im vereinfachten Verfahren gemäß 
§ 13 BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB geändert.

Mit dieser Bekanntmachung tritt die 45. vereinfachte Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 158/I, Teil 2 – Forstwald – gemäß § 10 
BauGB in Kraft.

Der Bebauungsplan liegt 6mit Begründung beim Oberbürger-
meister der Stadt Krefeld, Fachbereich Vermessungs- und Katas-
terwesen, Friedrichstraße 25, 47798 Krefeld, Zimmer 207, 

montag- bis freitagvormittags	 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr
montag- bis mittwochnachmittags	 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstagnachmittags		  14.00 Uhr bis 17.30 Uhr

für jedermann zur Einsicht bereit; über den Inhalt wird auf Verlan-
gen ebenfalls dort Auskunft erteilt.

Zur besseren Orientierung ist das Bebauungsplangebiet in einem 
Kartenausschnitt dargestellt.

 
Hinweise
Gemäß

a)	 § 44 Abs. 5 BauGB
b)	 § 215 Abs. 2 BauGB
c)	 § 7 Abs. 6 Satz 2 GO NRW

wird auf die folgenden Rechtsvorschriften hingewiesen:

zu a): Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche

§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlan-
gen, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des 
Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der 
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen 
beantragt.

§ 44 Abs. 4 BauGB
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 
3 Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die 
Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.

zu b): Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften sowie von Mängeln der Abwägung

§ 215 Abs. 1 BauGB

Unbeachtlich werden
1.	 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,
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2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beacht-

liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Be-
bauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und

3.	 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt 
Krefeld geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der 
die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzule-
gen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a 
BauGB beachtlich sind.

zu c): Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung

§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht geltend gemacht wer-
den, es sei denn

a)	 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b)	 die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder 
der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c)	 der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder

d)	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 
Krefeld vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

 Krefeld, den 17. Februar 2020
Der Oberbürgermeister
Frank Meyer
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„Krefelder Amtsblatt“ 

Für den Inhalt verantwortlich: Der Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, Presse und Kommunikation, Rathaus, Tel. 86 14 02. Das Amtsblatt wird kostenlos 
abgegeben und ist in den Rathäusern Krefeld, Fischeln, Hüls und Uerdingen einzusehen. Das Krefelder Amtsblatt stellen wir allen Interessierten jeweils am 
Erscheinungstag (in der Regel wöchentlich donnerstags) im Internet auch kostenlos als PDF-Datei zur Verfügung. Es ist unter www.krefeld.de/amtsblatt 
zu finden. Dort kann man auch einen E-Mail Newsletter abonnieren, der über das Erscheinen eines neuen Amtsblattes informiert. Bei Postbezug beträgt 
das Bezugsgeld (einschl. Porto) jährlich 84,60 Euro. Bestellung an: Stadt Krefeld, 13 - Presse und Kommunikation, Von-der-Leyen-Platz 1, 47798 Krefeld.

KOMMUNALER ORDNUNGSDIENST
Der Kommunale Ordnungsdienst ist Ansprech-
partner in Sachen Sicherheit, Ordnung und Sau-
berkeit auf Krefelder Straßen, Wegen und Plätzen. 

Er ist erreichbar 
mo bis fr vormittags von 8.30 bis 12.30 Uhr und 
mo bis mi nachmittags von 14 bis 16 Uhr sowie 
do nachmittags 14 bis 17.30 Uhr 
unter der Rufnummer 0 21 51 / 86 22 25.
 

Außerhalb dieser Zeiten kann der KOD 
über die Leitstelle der Polizei unter der 
Rufnummer 0 21 51 / 63 40 oder per E-Mail 
an KOD@Krefeld.de informiert werden.

ÄRZTLICHER DIENST

ÄRZTLICHER BEREITSCHAFTSDIENST 116 117
ÄRZTLICHER NOTDIENST:
Der Notdienst in Krefeld ist unter Telefon 
0 18 05 - 04 41 00 montags, dienstags und donners-
tags von 19.00 Uhr bis 7.00 Uhr, mittwochs von 
14.00 Uhr bis 7.00 Uhr und freitags von 14.00 Uhr 
bis Montagmorgen um 7.00 Uhr erreichbar.

ZAHNÄRZTE:
Der Zahnärztliche Notdienst ist unter Telefon  
0 18 05 - 98 67 00 zu erreichen. Sprechzeiten: 
samstags, sonntags und feiertags von 10.00 
bis 12.00 Uhr und von 18.00 bis 19.00 Uhr, 
mittwochs- und freitagsnachmittag von 
17.00 bis 19.00 Uhr, montags, dienstags und 
donnerstags von 21.00 bis 22.00 Uhr.

TIERÄRZTLICHER DIENST
Der tierärztliche Dienst ist samstags ab 12.00 Uhr 
bis montags um 8.00 Uhr sowie an Feiertagen un-
ter Telefon 07 00- 84 37 46  66 zu erreichen.

AUF EINEN BLICK

NOTDIENSTE
Elektro-Innung Krefeld
0 18 05- 66 05 55

Feuer� 112
Rettungsdienst/Notarzt� 112
Krankentransport � 1 92 22
Branddirektion	�  82 13-0
Zentrale Bürgerinformation	  
bei Unglücks- und Notfällen� 1 97 00

RUFNUMMERN DER FEUERWEHR

	 PARI MOBIL GMBH
	 Hausnotrufzentrale, Mühlenstraße 42,
	 Krefeld, Telefon 8 43 33.

APOTHEKENDIENST
Die Notdienste der Apotheken in 
Nordrhein-Westfalen können im Internet 
abgerufen werden unter: 

www.aknr.de

oder telefonisch unter der vom Festnetz 
kostenlosen Rufnummer 08 00-0 02 28 33

08 00- 1 11 01 11 und 08 00- 1 11 02 22

TELEFONSEELSORGE

NOTDIENSTE
Innung für 
Sanitär-Heizung-Klima-Apparatebau Krefeld

21.02. – 23.02.2020
Carl Lechner GmbH
Vinzenzstraße 15 |  47799 Krefeld
80 62-0

28.02. – 01.03.2020
Gerhard Küppers GmbH
Westpreußenstraße 23 | 47809 Krefeld	
52 76-0


